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Die Kriſis in Preußen und die Tagespreſſe
in der Provinz Sachſen.

Es iſt bei den unglücklichen Exeigniſſen, welche die
letzten Wochen unſerm Vaterlande gebracht haben nichts
ſo natürlich, als daß die Handlungsweiſe der einzelnen
Deputirten von ihren Wählern ſchärfer ins Auge gefaßt,
genauer denn ſe abgewogen wird. Ob ſie ferner tagen
oder der Königlichen Botſchaft Folge leiſten ſollten, und
im erſtern Falle, ob ſte guch zu der Steuerverweigerung
ſtimmen durften, dieſe Fragen werden, wie es nicht
anders ſein kann, bei den abweichenden politiſchen Ueber

Bewußtſeins etwas näher in's Geſicht zu ſehen wir
meinen die Tagespreſſe, und zwar die in der Provinz
Sachſen. Außer den vielen Kreis und Wochenblättern
und unſerm Bürgerblatte, die jedoch faſt alle nicht an
jedem Tage ausgegeben werden und meiſt einen ziemlich
beſchränkten Leſerkreis haben, erſcheinen täglich unſeres
Wiſſens nur der Thüringeſche Volksbote in Erfurt, die
Halleſche demokratiſche die Magdeburger Zeitung und der
Halleſche Courier. Ueber die beiden erſteren Blätter wird
man uns die Kritik willig ſchenken, nachdem die Prin
zipien und der Ton der Halleſchen Demokratiſchen einen
eben ſo ſcharfen als gerechten Richter in den frühern

zeugungen, aber mehr noch weil das Recht der Miniſter Nummern gefunden haben, und wenn man ſich erinnert,
zu ihren Maßregeln ſtrittig erſcheint, von Einzelnen wie
von großen Geſammtheiten Kreiſen und Städten ver-

daß der Redacteur des Volksboten, Herr Berlepſch, der

n großen große Thüringer Agitator iſt. Auch der Courier wäreſchieden beantwortet Die be weiten größere Jahl derſſefgentlich einer veſonder re g kaum werth
ſächſiſchen Abgeordneten hat in der Verlegung und Ver
tagung eine Rechtsverletzung geſehen und iſt auf dem
Platze geblieben nur Wenige haben den Saal verlaſ
ſen, unter ihnen die von Halle Merſeburg, Wittenberg,
Weißenſee, Oſterburg, Mansfeld (Gebirgskreis). Wir
verſchmähen es, uns jetzt noch an dem Kampfe zu be
theiligen, ob dieſe Wenigen oder Jene den rechten Weg
eingeſchlagen haben die Kriſis will zu Ende gehen es
iſt leicht nach dem Erfolge urtheilen, und uns gelüſtet
nicht, einen Sieg zu erſechten wie Hans Falſtaff über
den gefallenen Pergy Heißporn. Wir können vielmehr
den Leſer ruhig auf die Unterſchiede der Fractionen in
der Berliner Verſammlung verweiſen wie wir ſie in
den frühern Nummern dieſer Blätter herausgehoben ha-
ben und es ihm dann ſelbſt überlaſſen, aus der Stel
lung und Haltung der Parteien überhaupt auch die Con
ſequenzen für dieſen ſpeciellen, ſo wichtigen Fall zu zie
hen. Eins freilich nimmt uns noch immer Wunder,
wie es nämlich gekommen daß manche Leute aus dem
gemüthlichen Paßgange des bedächtigen Liberalismus ſeit
den Märztagen ſo raſch in den ſcharfen Gallopp des
Grund und Boden erſchütternden Radikalismus überge
gangen ſind. Wie Viele von dieſen würden nicht zur
Stunde noch äußerſt zahm zur Seite des wärmenden
Ofens ſitzen und da fein behutſam raiſonniren und kan
negießern, wäre nicht über Nacht plötzlich die Revolution
gekommen und ihnen in die Arme geſunken

Allein wie geſagt, wir überlaſſen das Urtheil über
ihre Vertreter den Wählern. Es kommt un im Augen
blicke darauf an, den andern Organen des Volkswillens,
den täglichen Vermittlern und Herolden des politiſchen

nicht etwa aus demſelben Grunde, ſondern weil er gar
keine Farbe hat. Er nimmt in aller Gemüthlichkeit von
nah und fern an Nachrichten auf, was ihm gerade ent
gegenläuft; der Raiſonnements enthält er ſich klüglichſt,
es wäre denn daß er einmal Artikel über gewerbliche
Verhältniſſe bringt, die allerdings nicht ohne Sachkennt
niß geſchrieben ſind. Jndeß war ihm doch der 9. Nov.
zu wichtig und folgenſchwer, als daß er es nicht für nö

thig gehalten hätte auch ſeine Stimme laut werden zu
laſſen, Die natürlich von deſto größerem Gewichte und
Nachdrucke ſein mußte, je ſeltener ſie überhaupt gehört
wird. Und was ſagte der gemüthliche Courier? Er be
wies mit ganzer Beſonnenheit mit der Freimüthigkeit,
die ihn zu allen Zeiten rühmlichſt ausgezeichnet hat, daß
die Krone bei ihren Magaßregeln doch wohl nicht ſo
ganz im Rechte, daß die Lage beider Parteien ſowie des
ganzen Landes äußerſt peinlich ſei. Das war Alles
Freilich war es damals Jedem peinlich und unbequem,

am unbequemſten aber dem harmloſen Courier; er wur
de ja in ſeiner Ruhe geſtort, von ſeinem durchaus ob
jectiven Standpunkte vertrieben, und mußte ſich auf die
Zinne der Partei ſtellen. Wenige Tage nach dieſem
ſtürmiſchen Anlaufe, als die kältere Ueberlegung wieder
die Oberhand gewann, erinnerte er ſich ſeines Berufes
und der alten ſüßen Gewohnheit er brachte, um ſeine
e klärlichſt zu erweiſen, Baſſermann s Rede
in einer Extrabeilage. Wir wollen ihm darum nicht
böſe ſein, um ſo weniger, da er nichts eben verdor
ben hat.

Bitterer iſt unſere Stimmung gegen die Magde
burger Zeitung. Sie betrachtet ſich als das eigentliche
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Organ der Provinz, und allerdings iſt ſie das einzige,
das nicht nur innerhalb, ſondern auch über die Grenzen
hinaus geleſen wird. Sie hat ferner einen etwas groß
artigeren Zuſchnitt, als die andern, druckt nicht bloß
ab, ſondern beſchäftigt auswärtige Correſpondenten;
gleichwohl war ſie früher, als die Lichtfreunde noch allein
das Privilegium hatten, Oppoſition zu machen, von grö
ßerer Bedeutung. Doch wir nehmen ſie, wofür ſie ſich
hält: ſie muß uns dann nur geſtatten, daß wir auch
unſere Anforderungen höher an ſie ſtellen. Und da fra
gen wir alsbald, wie verwaltet ſie das Amt eines poli
tiſchen Wegweiſers? Ob ſie es nicht für nöthig hält,
oder ob ſie es nicht will, oder auch nicht kann; kurz ſie
hat ſelten einen leitenden Artikel, und enthält ſie ja
einen, ſo taugt er noch ſeltener etwas. Und dennoch iſt
es ſo wichtig, dem Leſer die zerſtreuten Einzelheiten ge
ordnet und geſichtet vor das Auge zu führen, ihn deut
licher ſo und weiter ſehen zu laſſen, ihn zur Annahme
einer beſtimmten Anſicht, zur Billigung eines Prinzips
gleichſam zu nöthigen, eben ſo wichtig, ſagen wir,
als es Pflicht, und auf dieſem Wege eine unſchwer zu
erfüllende Pflicht iſt die wahre Freiheit zu fördern, in
dem die Zagenden gekräftigt, die Zügelloſen gehemmt,
die Verräther entlarvt werden. Die Tagespreſſe ſoll
nicht allein annehmen was ihr die Geſellſchaft an Er
eigniſſen bietet? ſie ſoll das Empfangene geläutert zu
rückgeben, ſoll dadurch bilden, beſſern. Wenn ſie dieſe
Aufgabe nicht begreift oder nicht löſt, ſo verſchlägt es
wenig, ob ſie frei iſt oder unfrei. Doch die Beweiſe
für das vorhin Behauptetel? Wohl indem wir ſie ge
ben, kommen wir auf unſer eigentliches Thema zurück.
Die Magdeburger Zeitung hatte ſich, wie ſie das der
Provinz gegenüber nicht anders konnte ſeit den Früh
lingstagen für die konſtitutionelle Monarchie ausgeſpro
chen? wenigſtens athmeten ihre Correſpondenzen dieſen
Geiſt, wenn ſchon es unmöglich war zu beſtimmen, ob
ſie unter dieſer Form die weiteſte oder eine mäßige Aus
bildung der Demokratie verlangte; druckte ſie doch aus
der Nationalzeitung eben ſo gern ab als aus der neuen
Berliner und deutſchen Reform. Jetzt kam der 9. No
vember, und was von Bedeutung iſt alle Depu-
tirte aus Magdeburg tagten weiter. Da erſcheint im
Sonntagsſtücke vom 12. plötzlich ein leitender Artikel,
ein zweiter am Dinstag, am Mittwoch folgt ein drit
ter. Alle drei nehmen entſchieden Partei für die Natio
nalverſammlung, der dritte deutet ſogar auf ein ſchlim
mes Ende für die Krone hin. Wir wollen davon abſe
hen, daß es dieſe Artikel nicht gerade empfiehlt, wenn
es im erſten heißt, Unſer Deputirter (Unruh) hat dies
und das geſagt, deshalb wird es ſo und ſo kommen
wir betonen es nicht weiter, daß der zweite ſelbſt mit
den Anfangsſchlagwörtern in breiter Ausführung nichts
anderes enthält, als was die deutſche Reform (die ſon
derbar genug von der Magdeburger für ein Blatt des
linken Centrums gehalten wird) einige Tage früher in
einem leitenden Artikel kürzer und beſſer geſagt hatte;
daß im dritten die Pointen desgleichen erborgt ſind aus
der Augsburger, die ſie auf ganz andere Verhältniſſe,
auf die öſtreichiſchen nämlich, anwendet. Wir fragen
einfach, ob denn der Gedanke ſo ſehr fern lag, daß auch die
Verſammlung inconſtitutionell ſein könne, wenn ſie fort
tagte; daß ſie eben ſo gut die Rechte der Krone verletze,
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als die Miniſter die des Volks? Die konſtitutionelle
Magdeburger Zeitung hat nicht daran gedacht. Es
frommt nicht, heißt es am 14. Novbr., auf die frühern
Vorgänge in Berlin zurückzugehn; es frommt ebenſo
wenig mehr, ſich in Rechtsſpitzfindigkeiten über die Be
fugniß der Regierung zu verſenken: es iſt die Stunde
der Erörterung nicht mehr, denn der Kampf iſt ausge
brochen.“ Freilich der Magdeburger Zeitung nützte eine
ſolche Betrachtung nicht, nachdem Hr. v. Unruh und
Hr. Uhlich ſich entſchieden aber für die Bewohner der
Provinz die ſtellenweiſe in kein anderes Blatt ſehen,
wäre es von der größten Wichtigkeit geweſen eine lei
denſchaftsloſe, das Für und Wider abwägende Ausein
anderſetzung zu leſen. Nach ſolchen Artikeln hatte die
tröſtende Verheißung an die Berliner, daß die Provinzen
ſie nicht im Stich laſſen würden, allerdings guten Grund

Doch angenommen auch, Unruh und Weichſel
und Uhlich ſeien init ihrem Verfahren und ſonach auch
die Zeitung mit ihren Artikeln im Recht geweſen war
um folgte dem vom Mittwoch kein vierter mehr? War-
um grollte die erzürnte Dame nicht weiter über die Un
bilden, die ihren Lieblingen ferner angethan wurden
Weil jene mit der Steuerverweigerung einen Boden be
treten hatten, auf den ihnen trotz ihrer Anhänglichkeit
ſelbſt die Magdeburger nicht zu folgen wagte. Wo alſo
die Krone Unrecht zu thun ſchien, da war es Pflicht,
Feuer zu rufen als aber die Deputirten mindeſtens
in gleicher Weiſe fehlten, wurde nicht ein Wort der Miß
billigung laut. Auch das Bürgerblatt enthielt in den

Sagen der Aufregung einen leidenſchaftlichen Artikel,
dennoch hat die Redaction nicht angeſtanden, geradezu
entgegengeſetzte Aufſätze zu veröffentlichen und ſie hat
ihrer Ehre dadurch wahrlich nicht geſchadet.

Wir meinen hiernach Grund genug zu der Behaup
tung zu haben, daß die Magdeburger Zeitung in dieſen
Tagen weder der guten Sache gedient, noch die Stim
mung der Provinz wirklich ausgeſprochen. Sie hat ſtatt
zur Ruhe zu reden, was ihre Pflicht war, die Aufregung
gemehrt. Mag ſie immerhin die Magdeburger Deputir
ken in ſoweit berückſichtigen, daß ſie ihnen eine beſonde
re Aufmerkſamkeit widmet, und ihre Erklärungen voran-
ſtellt, während ſie die entgegenſtehenden anderer ſächſiſcher
Abgeordneten in die dritte Beilage verweiſt: maaßgebend
für die Hallung des Blattes ſelbſt, das eine beſtimmte
Farbe haben will, dürfen die Anſichten Jener nicht ſein.
Wie ganz anders und ſelbſtſtändig hat ſich in dieſer Be
ziehung die Kölner Zeitung von Anfang ab geſtellt!

Ein Glück iſt, daß, wie Göthe ſagt, der nicht je
desmal den Nagel auf den Kopf trifft, der mit dem
Hammer an die Wand ſchlägt

Den 24. Nov. 1848. G. W.
d ?cÜÄn,maczccccckr«

Die Stellung der Linken in Frankfurt
Von M. Yuncher

(Forkſetzung.)
Und nun wendet er ſich zur Linken Er wolle

nicht anklagen, nicht den Mord in Verbindung bringen
mit den Einwirkungen ihrer Partei auf das Volk. Aber
auf die Thatſache weiſe er hin, daß die Selben, wel
che einen Aufruhr erhoben gegen die frei Gewählten des
Volks die Selben, welche Auerswald und Lichnowsky
ermordet, die Selben, welche den Mördern zu Worrin
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gen ein Hurrah gebracht haben Niemand anders zur
Herrſchaft bringen wollten, als die linke Seite die
ſes Hauſes, daß in jenen Volksverſammlungen noch
immer das Hoch für die Linke und für die Mörder er
ſchallt ſei. Das ſeien Thatſachen. Und nun müſſe er
geſtehen, daß wenn er ſähe, daß die Rohheit und die
Mordluſt ihn zur Herrſchaft bringen wollten wenn er
ſähe, daß er Sympathien fände auf der Seite des Ver
brechens und der Blutgier, dann würde er ſich fragen,
ob er wohl auf dem rechten Wege ſei, und er würde
ſich dieſe Frage mit Nein beantworten. Er ermahnt
die Linke, zu bedenken, wohin dieſer Weg führe. Er
führe nicht dazu, auf den Trümmern des geſtürzten Sy
ſtems ein neues feſtes Haus der Freiheit zu bauen, ſon
dern von Revolution zu Revolution, bis endlich das er
müdete Volk ſich beſinne auf die alten Zuſtände und
dann die Reaktion triumphire. Jnzwiſchen aber werde
durch dieſe innern Kämpfe die Kraft Deutſchlands ge
lähmt, die Centralgewalt könne nicht (wie die Linke es
verlange) ihren ſchützenden Arm ausſtrecken bis zur Mol-
dau und Wallachei; das Ausland werde frohlocken, und
aus der glorreich begonnenen Revolution werde ein ar
mes, zerriſſenes Deutſchland hervorgehen.

Als der Schluß der Debatte mit Nachdruck ver
langt wurde, ſtellte der Präſident die Frage, ob die
Verſammlung den Schluß mit dem Vorbehalt ausſpre
chen wolle daß noch den drei Angeklagten das Wort
zu geben ſei, und die Frage wurde bejaht. Es iſt ein
edler parlamentariſcher Gebrauch, den Angeklagten das

le O 2 2 e ee den Sinn, ihnen das Recht der Vertheidigung zu

gönnen. Unſre Angeklagten benutzten dies Vorrecht, um
hier von der Tribüne herab, im Schutz ihrer Deputir-
tenwürde zu thun was ſie in der Volksverſammlung
gethan zu haben leugneten: ſie ſchmähten die Reichsver
ſammlung und prieſen die Revolution

Wenn Zitz, den wir von ſeiner Advokatur der
Mainzer Revolte her kennen, mit der wohlaustönenden
Stimme und der breitſpurigen Deklamation des belieb
ten Volksmannes „ſein ganzes Leben zum Zeugniß
aufrief gegen die wider ihn erhobenen Anſchuldigungen,
ſo gratuliren wir ihm zu der Zuverſicht ſeines guten Ge
wiſſens. Aber auch unſer Gewiſſen war rein, wir fürch
teten das Gericht der Geſchichte nicht, mit welchem Zitz
die Verſammlung bedrohte, wenn ſie in die Unterſu-
chung willigen werde.

Auch Schlöffel berief ſich auf ſeine Vergangenheit.
Aber davon ſprach er nicht, daß er einſt ſelbſt die Stren
ge des rechtmäßigen Herrn gegen die Bauern auf ſei
nem ſchleſiſchen Gute geübt, daß er ſchon vor der Re
volution den Rechtsboden des Eigenthums gegen dieſe
Rebellen gewahrt habe; dieſe Thatſache führte er nicht
zum Beweiſe ſeiner Loyalität auf.

(Beſchluß folgt.

Konſtitutioneller Verein des Saalkreiſes
Giebichenſtein den 20. Novbr.

tigen Sitzung war es die Beſprechung der neuſten Ereig
niſſe, womit ſich die Verſammlung ausſchließlich beſchäftigte

Man war darüber einverſtanden, daß die Beſchlüſſe
der deutſchen Nationalverſammlung eine für den König wie
für die preußiſche N. V. gleich verbindliche Entſcheidung

Auch in der heu
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hielt durch welche die entſtandenen Conflikte beſeitigt
ſeien, und beſchloß dieß in einer Adreſſe an den König aus
zuſprechen. Ebenſo beſchloß die Verſammlung in einer
Adreſſe an die preußiſche N.V. zu erklären, daß man zwar
eine Rechtsverwahrung gegen die von der Krone einſeitig
verfügte Vertagung und Verlegung des Sitzes der Ver
ſammlung gutheiße, weil die Mehrzahl der Mitglieder, da
ſie die Krone zu einer derartigen Maßregel nicht für berech
tigt hielten, es ſich ſelbſt und dem Lande ſchuldig waren,
dies auszuſprechen, daß man aber in allen ferneren Schrit
ten, namentlich in der Abhaltung wiederholter Sitzungen
in verſchiedenen Lokalen, und in allen ſonſtigen von den
zurückgebliebenen Mitgliedern gefaßten Beſchlüſſen einen un
gehörigen Widerſtand erblicke, durch welchen die Verſamm
lung ihren Kampf mit dem Miniſterio in s Volk hineinge
ſchleudert und ſo drohende Gefahr zum Ausbruch eines
Bürgerkrieges heraufbeſchworen habe. Man müſſe dieſes
Verhalten mit allem Ernſte mißbilligen, und die Verſamm
lung auffordern, zur Beſonnenheit und Mäßigung zurück
zukehren wozu ihr der Beſchluß der Frankfurter National
Berſammlung den Weg anbahne.

Auch dieſe Adreſſe ward entworfen und abgeſandt.
Während der Sitzung ging ein Schreiben des Abge

ordneten des Kreiſes, Herrn Seydel, ein, mit welchem der
ſelbe ſeine Erklärung über die Steuerverweigerung über
ſandte, ſich weitere Mittheilung über ſein Verhalten vorbe
haltend. Man beſchloß die Antwort auszuſetzen, bis Herr
Seydel die verſprochene ausführlichere Mittheilung gemacht
haben werde.

wie folgt
Majfeſtaät! Jn einer von Cönnern aus unterm 15. d, M.

erlaſſenen Adreſſe (Nr. 271 d. Ztg.) haben mehr als 100 Einſaſſen
des Saalkreiſes, dem auch wir angehören, die Gefuhle und An
ſichten ausgeſprochen welche die Bewohner unſeres Kreiſes gegen
Ew. Ma eſtät und Jhr Königliches Haus erfüllen. Wir alle er
kennen in jener Adreſſe den Ausdruck auch unſerer Empfindungen
und freuen uns von ganzem Herzen daß die unſelgen Conflicte
zwiſchen Ew. Majeſtät Regierung und unſeren Vertretern in einer
zufriedenſtellenden Art und Weiſe geſchlichtet ſind durch den Be
ſchluß der deutſchen National Verſammlung nach welchem die
ſelbe in Uebereinſtimmung mit den von dem Reichsminiſterium be
ſchloſſenen Maßregeln es fur nöthig erachtet: Ew. Majeſtät
Regierung dahin zu beſtimmen daß ſie die angeordnete Verlegung
der National Verſammlung nach Branden burg aufhebe, ſobald
ſolche Maßregeln getroffen ſind welche ausreichend erſcheinen um
die Wurde und Freiheit ihrer Berathung in Berlin ſicher zu ſtel
len daß die preußiſche Krone ſich alsbald mit einem Miniſte
rium umgebe, welches das Vertrauen des Landes beſitzt und die
Beſorgniſſe vor reactionaären Beſtrebungen und Beeinträchtigung der
Volksfreiheiten zu beſeitigen gemeint iſt denn wir erkennen in die
ſer Erklärung der deutſchen Centralgewalt eine für Fürſt und Volks
vertreter gleich verbindliche Entſcheidung. Ew, Majeſtät bitten wir
hiernach, durch ſchleunige Ausführung der Beſchluſſe der Central
gewalt dem jetzigen unſichern Zuſtande der Dinge ein Ende zu ma
chen. Allerhöchſtdieſelben werden hierdurch aufs Neue den Beweis
liefern, wie ernſt und feſt ſie entſchloſſen ſind, in Unterordnung
unter die Centralgewalt allen Fürſten Deutſchlands hochherzig vo
ranzügehen. Mit unbegränzter Hochachtung und unwandelbarer
Treue Ew. K. Ma eſtgt unterthaänig treugehorſame Einwohner des
Saalkreiſes.

Giebichenſtein, den 20. November 1848.
Dieſe Erklarung lautet wie folgt
Die Nationalverſammlung hat in ihrer außerordentlichen

M. (im Hotel Mielentz) im WeſentlichenSitzung vom 15. d.
beſchloſſene vom 17. d. M. an das Miniſterium Brandenburg

nicht berechtigt ſein ſolle, Staatsgelder zu verwenden und Steu
ern zu erheben.

Dieſe Adreſſe t m 55 Unreeſchriſten Derſehn und lautet
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Konſtitutioneller Elub zu Kalle,

Sitzung vom 25. November.
Zwei Schreiben des Central- Ausſchuſſes der

verbrüderten demokratiſch conſtitutionellen
Vereine Deutſchlands zu Berlin vom 14. reſp. 20.
Novbr. enthaltend die Aufforderung, „dahin zu wirken, daß
die preußiſche National Verſammlung von den Behörden in
ihrer Competenz anerkannt, zugleich aber die Bewegung im
Sinne der conſtitutionellen Monarchie aufgefaßt werde ſo
wie, „zuſerklären, daß man in der ſofortigen Ausführung der
von der deutſchen National Verſammlung gefaßten Beſchlüſſe
das einzige Mittel zur Ausgleichung des entſtandenen Con
flictes mit der Krone erkenne wurden als durch die frü
hern Beſchlüſſe des Clubs erledigt bei Seite gelegt. Hr.
DThiele brachte hierauf zur Sprache, daß in der vorigen
Sitzung einige dem Club nicht als Mitglieder Angehörige
die Miniſter in einer Weiſe angegriffen hätten welche eine
Rüge von Seiten des Ordners verdient habe. Auf die Be
merküng des Ordners, Hrn. Dr. Eckſtein, daß bis jetzt
dem Vorſitzenden das Recht zum Ordnungsrufe noch nicht
eingeräumt ſei, beſchloß man nach v. Holleufers Antrage,
daß für künfſtige Fälle nur bei vorkommenden Perſönlichkei
ten ein Ordnungesruf erfolgen ſoll.

Dr. Eckſtein erſtattet Bericht über die Verhandlun
gen des Frankfurter Parlaments betreffend den zwiſchen der
preußiſchen Nationalverſammlung und Krone entſtandenen Con
flict überhaupt; namentlich über die von Rappard geſtellten An

Da ich zu fener Sitzung eine Einladung ich erhalten hat i
ſolche auch nicht erwarten konnte nachdem der Praſident der Na
tionalverſammlung in der Sitzung vom 14. d. M, (im Stadthaufe)
erlaärt hatte, daß er es mit der Würde der Vertreter der Nation
nicht vereinbar halte, nach wiederholter Behinderung durch Mili
kairgewalt weitere Verſuche zum Zuſammentreten und Tagen zu
machen ſo fand ich nebſt mehreren gleichgeſinnten Abgeordneten
mich außer Stande, meinen Widerſpruch gegen die Maßregel der
Steuerverweigerung in der Sitzung ſelbſt geltend zu machen. Jch
habe daher nicht nur dem Präſidanten der Nationalverſammlung
ſofort eine Erklärung wegen meiner Abwesenheit überreicht, ſondern
fühle mich auch verpflichtet meinen Wahlern hierdurch noch be
ſonders zu erklären

daß ich die Nationalverſammlung vicht berechtigt halte, die Be
fügniß zur Verweigerung geſetzlich beſtehender Steuern zu de
cretiren, gultige Geſetze einſeitig aufzuheben oder zu ſuspendi
ren der Regierung die Erfullung rechtlich übernommener
Verpflichtungen unmöglich zu machen thatſächlich und recht
lich die Auflöſung des Staats, die Vernichtung jeder Regie
rungsgewalt auszuſprechen
daß die Nationalverſammlung ſomit nach meinem wohlerwo
genen Dafürhalten durch dieſen Beſchluß den bisher behaupteten
Standpunkt des paſſiven Widerſtandes auf dem Boden des
Rechtes und des Geſetzes verlaſſen hat
daß endlich auch von dem Rechtspunkte abgeſehen die
Magaßregel der Steuerverweigerung durch die obwaltenden Um
ſtände überhaubt nicht gerechtfertigt unpatriotiſch und unheil
voll fur das Land iſt.

Um ein Miniſterium zu ſtuürzen, wird die Macht die
Geltung die Exiſtenz des Vaterlandes auf da s Spiel

geſetzt, während einem großen Volke gegenüber welches ſeiner
Freiheiten Und Rechte ſich bewußt und dieſelben durch alle geſellte
chen Mittel zu behaupten feſt entſchloſſen iſt, welches überdem in
dem ganzen deutſchen Volke einer moraliſchen, in der Reichsgewalt
einer eingreifenden Unterſtützung gewiß ſein darf, keine Macht der
Erde eines auch nur kurzen Sieges ſich erfreuen kann

Vertrauet mit mir der Macht des freien Geiſtes und der
unwiderſtehlichen Kraft der Wahrheit und des Rechtes.
Berlin den 16. Novemder 1848. Der Abgeordnete Seidel.
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träge, den Bericht des Reichscommiſſars Baſſerm ann und
die gegen die Bedingungen der Linken und des linken Centrums
in Berlin erhobenen Widerſprüche der Fraction und des Abge
ordneten v. Kirchmann und knüpfte daran einige Bemerkun
gen über das Verfahren der Nationalverſammlung, die ih
ren Beſchluß über Suspenſion der Steuererhebung nicht le
galiſirt und dennoch in den Provinzen verbreitet habe, ſowie
über die in Berlin angeknüpften Verhandlungen zu einer
gütlichen Ausgleichung des Confliets.

Der Zweite Gegenſtand der Tagesordnung war der
Brief des Abgeordneten Duncker an den Club, der durch
einige Vorſtands- Mitglieder im allgemeinen Intereſſe ſofort
nach ſeinem Eintreffen durch den Courier veröffentlicht war
Ein Antrag des Hrn. Naſemann, ihn noch einmal zu
verleſen, ward abgelehnt. Dr. Thiele ſtellte den Antrag,
in einem Schreiben dem Abgeordneten Prof. Duncker den
Dank des Clubs auszuſprechen und darin das Bekenntniß
abzulegen, daß die in der Sitzung vom 11. Novbr. an die
N. V. beſchloſſene Erklärung im Drange der leidenſchaftli
chen Aufregung beſchloſſen worden ſei, und man dieſelbe
unter anderen Umſtänden jetzt zurücknehme. Prof. Pott
ſucht dagegen das Zeitgemäße des damaligen Beſchluſſes zu
rechtfertigen man dürfe ſich nicht verhehlen, daß eine ſtarke
Reaction immer vorhanden ſei, und wenn auch jetzt manche
Gründe weggefallen, welche den damaligen Beſchluß veran
laßt, ſo ſei er deshalb damals durchaus nicht unnöthig ge
weſen. Den Ton in Dunkers Anſprache ſinde er unpaſfend,
zu lehrmeiſterlich; was von anderer Seite her in Abrede
geſtellt wurde. Jn ähnlichem Sinne erklärt ſich Prof. Bur

meiſter Ser Abgeordnete Dunſcker habe ſich in ſeinem
Schreiben auf den Standpunkt geſtellt, daß er unbedingt das Recht

der Krone in dem gegenwärtigen Conflicte anerkenne. Er
ſelbſt müſſe jedoch noch jetzt der Anſtcht ſein, daß das Recht der
Vertagung und Verlegung der Naionalverſammlung nicht
der Krone eingeräumt werden könne, eine Anſicht, in der ihn
einige hieſtge Juriſten nur beſtärkt hätten. Nachdem noch
Hr. v. Holleufer und Andere in dieſer Angelegenheit ge
ſprochen, wurde eine von Hrn. v. Baſſewitz entworfene Ant
wort an den Deputirten allgemein angenommen und nur
ein Zuſatz von dem Ordner vorbehalten.

Zum Schluß brachte Hr. v. Holleufer einige Ein
wendungen gegen die vom CElub ausgegangenen Erklärun
gen vom II. und 18. zur Sprache, und Hr. v. Baſſe
witz gab genauere Aufſchlüſſe über die „ſofortige Beru
fung der Volksvertretung Die bei dieſer Verhandlung
ängeregten Uebelſtände veranlaßten Hrn. v. Holleufer zu
dem Antrage, überhaupt weniger Adreſſen und Erklärungen

zu erlaſſen und wenn dies geſchehn, die Faſſung derſelben
entweder beſondern Commiſſtonen oder geſammtem Vorſtan
de mit Zuziehung des Antragſtellers zu übertragen. Dies
wurde genehmigt

Das Protocoll wurde in Abwesenheit der beiden Se
cretäre von Herrn Actuar Hoffmann geführt.

Konſtitutioneller Bürger Verein
Mittwoch den 29. Kovember 7 Uhr Abends

ordentliche Sitzung im Lokale des Kuhlenbrunnens

Druck und Verlag von Ed. Heyne mann in Halle
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